Bildungspläne für die Kindertagesbetreuung
Fremdkörper in den Rechts- und Verantwortungsstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe 

Vorlesung im Schloss am 15.05.2012

Meine Damen und Herren, ich habe mich sehr über diese Einladung gefreut und hab mir deshalb mit dem Vortrag auch viel Mühe gegeben. Ich hoffe, das zahlt sich aus, indem etwas hängen bleibt von dieser nicht einfachen Materie, die ich Ihnen heute zumuten werde. 
Vielleicht noch kurz etwas zu mir. Meine Kurzbiografie lautet: Vom Krippenkind zum Ministerialbeamten habe ich in der Kindertagesbetreuung alle Stufen hinter mich gebracht; als Erzieher, Kita-Leiter, Fachberater, Ausbilder, Fortbilder und arbeite jetzt in einer Ministerialverwaltung. Ich bin gelernter Erziehungswissenschaftler und hatte daher vielleicht eine ähnliche Ferne zu Fragen von Rechts- und Verantwortungsstrukturen, wie Sie sie vielleicht haben. Nach meiner Erfahrung beschäftigen wir Pädagogen uns mit solchen Themen immer sehr ungern. Allerdings kann ich jetzt -fast am Ende einer längeren Karriere- sagen: Man kommt nicht drum rum und vor allem kommt man nicht drum rum, wenn man wie Sie einen wissenschaftlichen Abschluss anstrebt. Dann werden Sie ja wahrscheinlich eher nicht in der Kinderarbeit selber tätig sein, sondern werden wahrscheinlich Aufgaben im mittleren oder höheren Management übernehmen. Und wenn Sie in solchen Funktionen keine Idee davon haben wie Strukturen wirken, dann sind Sie relativ verloren. Sie kennen die wichtigen Erkenntnisse von Siegfried Bernfeld, dass es die Strukturen sind, die erziehen und wirken – es sind nicht die Inhalte. Ich weiß nicht, ob er in dieser Zuspitzung Recht hat, aber in jedem Fall ist eine ganze Menge Richtiges dran.   

2. Folie: Übersicht

Mein Vortrag heißt "Bildungspläne für die Kindertagesbetreuung". Das ist der Vortragstitel, der mir gegeben worden ist. Ich habe ihn unterschrieben mit "Fremdkörper in den Rechts- und Verantwortungsstrukturen in Kinder- und Jugendhilfe" und ich möchte versuchen darzustellen, was Bildungspläne eigentlich sind; was sie sein können und wie sie sich weiterentwickeln könnten und sollten. Ich knüpfe dabei an den Vortrag von Hilmar Hoffmann zum Staat und Diana Franke-Meyer/Jürgen Reyer an, die in Ihren Beiträgen jeweils andere Zeitrahmen und andere Blickwinkel auf denselben Sachverhalt eröffneten. 
Sie werden also manches wiedererkennen und manches wiederholt sich. Das ist aber nicht schlimm, weil Redundanz die Erinnerung stärkt und ich glaube, dass es vielleicht ganz hilfreich ist, das Thema noch einmal aus einer anderen Perspektive zu betrachten. Franke-Meyer und Reyer haben die Entwicklung, die auch ich hier aufzeigen will, eher ideengeschichtlich betrachtet. Hilmar Hoffmann hat sehr stark den Staat in den Mittelpunkt gestellt und dies sehr kenntnisreich insbesondere mit Blick auf die DDR. Ich will hier heute eine etwas andere Perspektive auf ein ähnliches Thema aufmachen.
Dann ist es Ihre, m.E. wirklich nicht einfache Aufgabe, diese unterschiedlichen Blickwinkel und Bewertungen zusammen zu bringen. Vielleicht wäre ein Diskurs zwischen den Protagonisten eine gute Möglichkeit für Sie, die Reichweite und auch die Begrenztheit der jeweiligen Argumentationen nachzuvollziehen.

Nun mute ich Ihnen eine weitere historisch-politische Betrachtung zu, bis ich zu den Bildungsplänen als Kern meines Auftrages komme. Ich tue das nicht, weil diese wissenschaftlicher Gepflogenheiten entspricht. Im engeren Sinne bin ich kein Wissenschaftler; jedenfalls muss ich mich wenig um deren Gepflogenheiten kümmern. Der Grund für meinen etwas längeren Anlauf ist, dass sonst keine zutreffende Bewertung möglich ist, was Bildungspläne eigentlich in ihrem Kern sind. 

Und das ist der Gegenstand meines Vortrags: Was ist ein Bildungsplan für die Kindertagesbetreuung; was kann er nicht sein! Was kann er leisten und für welche Zwecke ist er das falsche Instrument.

Ich mache nun drei Schritte Anlauf in meinem Vortrag, um schließlich bei den Bildungsplänen zu landen.  

Im ersten Schritt möchte ich versuchen, Ihnen auf zu zeigen, wieso die Fürsorgetradition heute noch so prägend für die Kinder- und Jugendhilfe insgesamt, aber auch für die Kindertagesbetreuung ist. Ich möchte begründen, wieso Kindertagesbetreuung so ganz anders funktioniert als z. B. die Schule; und möchte Ihnen eine Wurzel dieser Auseinandersetzung um die Zugehörigkeit der frühen Bildung aufzeigen. Ich betrachte diese Diskussion etwas weniger ideengeschichtlich, nicht so sehr als Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Bildungskonzepten der Schule und Kindertagesbetreuung, wie dies Franke-Meyer und Reyer getan haben.  

Im zweiten Schritt möchte ich mich mit den Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten in diesem System der Kindertagesbetreuung befassen; und die sind ja einigermaßen unüberschaubar. Sie werden auch im Anschluss an diesen Vortrag da nicht vollständig durchblicken - das tut auch keiner, der in dem System drinsteckt. Ich hoffe aber, Sie haben anschließend eine ungefähre Idee, welche Strukturen da eigentlich wirken, wie die Zuständigkeiten verteilt sind und wer da eigentlich wie was steuert.

Im dritten Schritt meines Anlaufs möchte ich dann das Verhältnis von öffentlicher und privater Verantwortung betrachten. Hilmar Hoffmann hat ja insbesondere in dem Teil, in dem er sich mit der DDR auseinandergesetzt hat, das für die DDR sehr deutlich gemacht. Er hat aufgezeigt, welche starke Rolle der Staat im Verhältnis zu den Familien einnahm. Soweit es die DDR betrifft, kann ich es deswegen heute ganz kurz machen. Wir müssen aber etwas allgemeiner dieses Verhältnis von öffentlicher und privater Verantwortung betrachten; ein Verhältnis, das gerade jetzt wieder einmal deutlich in Bewegung geraten ist.

Und dann schließlich, nach diesen drei Anlaufschritten, lande ich hoffentlich auch noch rechtzeitig bei den Bildungsplänen und habe noch genügend Zeit, die dann auch wirklich gründlich zu betrachten. 

Eine Bitte noch: Nehmen Sie sich das Recht, mich zu unterbrechen, wenn Sie mir nicht mehr folgen können – oder wollen. Ich nehme mir das Recht, ggf. auf einen späteren Abschnitt meines Vortrags zu verweisen.

1. Kapitel: Die Fürsorgetradition ist noch prägend

Meine These ist, dass die Fürsorgetradition heute noch prägend für die Kindertagesbetreuung ist und dass wir ihre Strukturen nicht verstehen können, wenn wir diese Prägung nicht verstehen. 

3. Folie: Trennung von allgemeinen und besonderen Aufgaben
Zum Beleg dieser These fange ich bei der Reichsschulkonferenz 1920 an; nicht weil hier die Entwicklung begann – aber hier wurden wesentliche Festlegungen getroffen – insbesondere auch für die Jugendhilfe! Diana Franke-Meyer hatte die Reichschulkonferenz schon aus der Sicht der Trennung von Kindertagesbetreuung und Schule betrachtet – und diese Ausführungen sind nur zu unterstreichen. Es gibt hier aber einen m.E. wichtigen Aspekt, der über die pädagogischen Fragen hinausreicht. 

Schauen Sie sich dazu bitte einmal diesen Leitsatz des Ausschusses „Jugendwohlfahrt und Schule“ an:  
"Die Durchführung aller Erziehungsmaßnahmen für die Schuljugend – auch solcher der Jugendwohlfahrt - wird in dem Maße an die Schule als einheitlichem  Mittelpunkt  übergehen,  je  mehr  die  Schule  zu  einer  Lebens-  und  Erziehungsgemeinschaft  ausgestaltet  wird .... Aufgaben  der  Jugendwohlfahrt,  die  nicht  alle  Kinder gleichmäßig erfassen, sind den Trägern der Jugendwohlfahrtspflege zu überlassen. Unter diesen  Gesichtspunkten  sind  Einrichtungen  wie  Kindergärten  für vorschulpflichtige  Kinder, Schulhort,  Schulspeisung  ...  der  Jugendwohlfahrtspflege  zu  überlassen...„

Die Abtrennung der Kindertagesbetreuung von der Schule ist danach weniger pädagogisch oder konzeptionell, sondern sie ist die Unterscheidung von Angeboten für ALLE Kinder und Jugendlichen (also allgemeinen Angeboten) und den besonderen Angeboten für Bedürftige.

Es gibt danach Bildung- und Erziehungsangebote, die ALLE bekommen sollen. Dafür gibt es das Schulwesen. Und dann gibt es die besondere Aufgaben, das was nicht alle brauchen, sondern nur wenn man besonders bedürftig ist, wenn man selber oder wenn die eigene Familie nicht dafür sorgen kann; das ist Aufgabe der Jugendwohlfahrtspflege. 

Betrachten Sie aber bitte auch die Konditionierung, die in diesem Leitsatz steckt („in dem Maße an die Schule als einheitlichem  Mittelpunkt  übergehen,  je  mehr  die  Schule  zu  einer  Lebens-  und  Erziehungsgemeinschaft  ausgestaltet  wird“). Von der Realisierung einer solchen Schule als „Lebens- und Erziehungsgemeinschaft für alle Kinder“ ist die heutige, auf Unterricht konzentrierte Halbtagsschule noch ziemlich weit entfernt – und unsere sogenannten Ganztagsschulen wohl ebenfalls. Aber das wäre ein anderes Thema.

Hilmar Hoffmann hat  in seinem Vortrag die individuelle Verantwortung als prägend für unser Staatsverständnis dargestellt. Unter dem Begriff „Subsidiarität“ hat er es als heute noch gültiges Prinzip aufgezeigt. Es ist ein Prinzip, das heute z.B. in der Sozialhilfe gültig ist: Jeder soll sich selber helfen, dann soll die Familie für ihn eintreten, und erst wer dann noch hilfebedürftig ist, dem hilft der Staat. Ein solcher Staat und solche staatlichen Institutionen, die erst eintreten, wenn man selber nicht mehr kann, übernehmen wenig Verantwortung. (Hilmar Hoffmann hat mit seinem Verweis auf die DDR ein anderes Staatskonzept gezeigt, den fürsorglichen, für das Leben seiner Bürger Verantwortung übernehmenden Staat – der ihnen so viel Verantwortung abnahm, bis sie ihre Verantwortung und damit viele Rechte los waren.) 

Zurück zur Reichsschulkonferenz: Dieser vom allgemeinen Bildungs- und Erziehungssystem abgetrennte Kindergarten ist damit nicht mehr eine Einrichtung für alle, sondern nur noch für die, die ihn dringend brauchen. Also für die Kinder, die zu Hause nicht genügend Fürsorge bekamen, die vernachlässigt waren usw. In dieser Trennung von allgemeinen und besonderen Aufgaben liegt m.E. der Kern der besonderen Rolle, in der die Kindertagesbetreuung bis heute noch steckt, denn diese Trennung hat Folgen. 
4. Folie: Folgen der Trennung von allgemeinen und besonderen Aufgaben

 Ich habe ein paar Folgen dieser Trennung aufgeschrieben und Sie werden jetzt wieder erkennen, was unseren Staat und unseren Blick auf Fürsorge und Schule prägt: Erziehung, Betreuung, Bildung, Betreuung aller ist die Aufgabe entweder von Eltern oder Schule, da wo es um alle geht. Und um die Mühseligen und Beladenen kümmern sich dann die Kirchen und die Wohlfahrtsverbände. Der Staat greift nur noch bei den Gefährdeten ein und sonst ist der Staat die Verantwortung für die Jugendwohlfahrt los. (Dieses kleine Wortspiel konnte ich mir jetzt nicht ersparen. Übrigens muss ich noch eingestehen, dass ich hier etwas leichtfertig und unpräzise mit dem Staatsbegriff umgehe. Zumeist meine ich hier Bund, Länder und Gemeinden insgesamt; für eine differenziertere Betrachtung, die durchaus klärend wäre, fehlt mir hier die Zeit.) 
5. Folie: Betreuungsgrade in der Kindertagesbetreuung

Wir haben diese Verantwortungslosigkeit ja tatsächlich auch lange gelebt. Schauen Sie sich z.B. die staatlichen Leistungen im vor- und außerschulischen Bereich an. Die Betreuungsgrade für die Kindertagesbetreuung im Osten und im Westen drücken dieses unterschiedliche Maß an Verantwortungsübernahem aus; sie drücken aus, ob Kindertagesbetreuung für ein allgemeines oder für ein besonderes Angebot gehalten wird. Das ist relativ dürftig, was sich im Westen auch noch nach der Vereinigung zeigte. Sie sehen die Folge, wenn der Staat sagt: „Ihr Familien kümmert euch um eure Kinder! Reicht das nicht, dann machen Kirchen und Wohlfahrtsverbände Angebote für die Müheseligen und Beladenen. Kümmert euch um die, die es brauchen und dann brauchen wir nicht und wir halten uns dafür euch gegenüber zurück.  

Antwort auf eine Frage: 

Da wo es um alle Kinder geht, also sich tatsächlich ein Angebot an alle richtet, haben wir im Grunde genommen nur Schule und Eltern. Alle anderen Angebote gehen davon aus, dass nur die, die es dringend brauchen einen Platz kriegen sollen. Bei den Krippen war es ganz deutlich. Dort hatten wir im Westen Betreuungsgrade im einstelligen Prozentbereich. Auch im Kindergarten lagen die Betreuungsgrade bei 20-30%, war also offensichtlich nichts für alle, sondern nur für die Eltern, die sich nicht hinreichend kümmern konnten. 
Ich selbst bin Jahrgang 50, ich habe noch einiges von dieser Tradition der Fürsorge als Kind erlebt. Weil ich Halbwaise war und meine Mutter den ganzen Tag arbeiten musste, sich daher nicht hinreichend um mich kümmern konnte, hatte ich einen der knappen Kindergarten- oder Hortplätze. Zu Weihnachten wurde ich mit manchen anderen Ausgewählten von Kirchengemeinden oder Wohlfahrtsverbänden zu Bescherung und warmen Mittagessen eingeladen und im Sommer auch mal verschickt. Insofern war ich Abnehmer der Jugendwohlfahrt. Das gab es aber nicht für alle, sondern tatsächlich nur für die Kinder der Mühseligen und Beladenen. Ist das die Antwort auf Ihre Frage gewesen? 

Ich möchte noch einmal zurückkommen auf die in der vorherigen Folie dargestellten Folgen der Trennung von allgemeinen und besonderen Aufgaben:

Aus der vorrangig für das Wohl der Familienmitglieder fürsorgenden Rolle der Familie, leitet sich ihre herausgehobene, starke Rolle ab, die sie in unserem Staat hat. Sie ist der nächste Ring um das Individuum im Zentrum der konzentrischen Kreise der Subsidiarität, die Hilmar Hoffmann in seinem Vortrag aufgezeigt hat. 

Der nächste Ring in dieser Grafik, die Kirchen und die Wohlfahrtsverbände, die helfend eintreten, wenn die Familie allein es nicht mehr schafft, bekommen den Vorrang eingeräumt, wenn es um Aufgaben der Wohlfahrt geht. Der Staat mischt sich nicht ein in ihre Aufgabenerfüllung, verpflichtet sich zu „partnerschaftlicher Zusammenarbeit“ und zur „Achtung ihrer Selbständigkeit“. Diese Prinzipien prägen heute noch das KJHG; auch wenn die Rechtswirklichkeit schon verändert hat. 
Der Staat hält sich heraus und zeigt seine Verantwortung dann noch vielleicht als „Förderung“ und das ist im Wortsinn auch so gemeint. Er finanziert nicht die Kindertagesstätten, sondern er „gibt Geld dazu“, damit die Kirchen und Wohlfahrtsverbände das Angebot machen. 

Viel weiter geht staatliche Verantwortung – insbesondere eine inhaltliche Einflussnahme – nicht. Allenfalls ist ihm eine eingeschränkte Heimaufsicht zugewiesen: „ Also nur mal ganz zurückhaltend schauen, ob auch alles in Ordnung ist. Aber wir reden euch bestimmt nicht rein. Wir achten die Selbständigkeit der Träger.“

Ein „Erfolg“ dieser Zurückhaltung ist, dass es gesetzliche Regelungen unterhalb des Jugendwohlfahrtgesetzes oder des KJHG für den Kindertagesstättenbereich erst sehr spät gab. 
Folie 6: Zwei typische Formen der Kinder- und Jugendhilfe

In dieser Fürsorgetradition der Fürsorge der Kinder- und Jugendhilfe gab es im Grunde genommen nur zwei verschiedene Formen von Angeboten. 
Zum Einen nämlich das Angebot für den schwierigen Einzelfall, für das vernachlässigte Kind, das geschlagene Kind. Dafür gab es dann das Fachamt „Jugendamt“, mit einem gesetzlich bestimmten Fachkraftgebot, denn dieses Jugendamt hatte eben schwierige, komplizierte und konfliktreiche Einzelfallentscheidungen zum Kindeswohl zu treffen. Auf solche Leistungen des Jugendamtes gab es einen Individualanspruch; hier musste es helfen und musste die erforderliche Hilfe auch voll finanzieren. Für diese Finanzierung gab es Finanzierungsvereinbarungen; der Heimträger, der Familienberater erhielt den Auftrag, erbrachte die Leistung und rechnete mit dem Jugendamt ab. 

Neben dieser Hilfe für schwierige Einzelfälle kannte die Jugendhilfe ein Angebot, dass zwar grundsätzlich für alle war – aber tatsächlich nie wirklich für jeden ausreichte. Das waren und sind die klassischen offenen Angebote. Wo immer sich ein Träger (Kirche, Wohlfahrtsverband, Selbsthilfegruppe …) fand und ein solches Angebot schaffen wollte, „da gab der Staat etwas dazu“. Da „förderte“ das Jugendamt die Einrichtung, das Angebot, den Jugendclub, die kirchliche Beratungsstelle … und eben auch den Kindergarten.
Ob dieses Angebot ausreichte, ob es angenommen wurde, ob es den als wichtig erachteten Bedarfslagen entsprach, das ist nicht Gegenstand staatlicher Steuerung. Darüber wird allenfalls im Rahmen der Jugendhilfeplanung dialogisch beraten und die beschränkten Haushaltsmittel wurden bestenfalls den verabredeten Prioritäten entsprechend verteilt. 
Auf solche Angebote gab es auch keine Rechtsansprüche, sondern hier galt nur die allgemeine Verpflichtung der öffentlichen Jugendhilfe. „Die Jugendhilfe soll darauf hinwirken, dass ein bestimmtes Angebot zur Verfügung steht“ oder sie soll bestenfalls dafür sorgen, dass bestimmte Kinder z.B. ein Ganztagsangebot bekommen“. Ohne Rechtsanspruch blieben solche Hinwirkungsverpflichtungen im KJHG zahnlose Tiger, blieben sie scheinbar freiwillige Leistungen (obwohl das rechtlich falsch ist).
Solche Angebote engagierter Menschen oder Verbände wurden, wie schon gesagt, gefördert. Sie erhielten die öffentliche Zuwendung nach Maßgabe des Haushalts (also wenn noch Geld da war) für die caritativen oder verbandlichen Aufgaben, die diese Personen oder Verbände selber übernommen hatten. 
Diese Sicht auf die Angebote, auf die Erbringer der Leistungen und deren Finanzierung zeichnen das KJHG, das zeichnet das Vorgängergesetz-JWG, das Vor-Vorgängergesetz-Reichsjugendwohlfahrtsgesetz aus. In diesem System war die Kindertagesbetreuung dem Engagement der Wohlfahrtsverbände und Kirchen überlassen – und in besonderen Fällen wurde auch mal im Rahmen einer Einzelhilfe für die Unterbringung eines Kindes in die Kita gesorgt
Frage: Was heißt JHA?

Das ist der Jugendhilfeausschuss; eine Besonderheit in der deutschen Verwaltungsstruktur. Das gibt es sonst nicht noch einmal, dass ein auch mit Bürgern besetzter Ausschuss bei der öffentlichen Verwaltung nicht nur mitredet, sondern bei zentralen Fragen sogar entscheidet. Ich komme hoffentlich nachher noch einmal drauf zurück.
Folie 7: Die zwei Formen

Sie haben die beiden klassischen Formen der Kinder- und Jugendhilfe vermutlich erkannt: Die Erziehungshilfe, mit dem schwierigen Einzelfall, dem Einzelanspruch, bei dem das Jugendamt entscheidet und bezahlt.
Und die Jugendarbeit auf der anderen Seite. Kindertagesbetreuung war bis in die späten 90er Jahre angesiedelt auf dieser Seite des offenen Angebots. Die Träger, die Kirchen, die Wohlfahrtsverbände haben Förderung bekommen, damit sie ihre Einrichtung unterhielten. Wesentlich aber haben sie den Betrieb aus Eigenmitteln, ihren Mitgliedsbeiträgen, Kirchensteuereinnahmen und aus Elternbeiträgen finanziert. 
Es war ja nicht vorrangig staatliche Verantwortung! Und ob nun die Eltern das Glück hatten, einen Platz zu kriegen oder nicht - Glück gehabt, Pech gehabt. So ist es halt. 

Folie 8: Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz

Dann passiert etwas Neues. Es gibt nämlich plötzlich einen Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung. Also nicht ganz so plötzlich, denn bereits Anfang der 90iger Jahre, beim Inkrafttreten des KJHG gab es ja heftige Auseinandersetzungen um das Recht jeden Kindes auf einen Platz in Kindertagesbetreuung. Dies wurde damals noch abgelehnt mit dem Grund der angeblichen Nichtfinanzierbarkeit. 

Da war natürlich das ausgebaute Betreuungssystem in der DDR eine große Kränkung für den Westen. Der arme Nachbar, der kurz vor dem Bankrott war, leistete sich für alle Kinder ein Bildungs- und Erziehungsangebot. M.E. war auch diese große Kränkung für den reichen Westen in Verbindung mit dem Verfassungsgerichtsurteil zum § 218 der Grund für die Einführung eines Rechtsanspruchs für jedes Kind ab dem dritten Lebensjahr.  (Eine kleine Nebenbemerkung: Den Zusammenhang muss man erst einmal herstellen zwischen Abtreibung und Rechtsanspruch ab 3 Jahren. Da fragt man sich natürlich, was in drei Jahren vorher eigentlich passiert …..Vermutlich wurde der Rechtsanspruch erst ab dem dritten Lebensjahr eingeführt, weil man sich damals im Westen Babies in Kindertagesbetreuung nicht vorstellen konnte.) 

Also nun passierte mit dem Rechtsanspruch etwas, das für das ganze KJHG ein Problem wurde. Mit dem individuellen Rechtsanspruch auf eine allgemeine Leistung wurde das KJHG ein ziemlicher Fremdkörper, wie ich das im Untertitel meines Vortrages genannt hatte. 
Ich erinnere Sie noch einmal: Vorher gab es allgemeine Angebote in der Jugendhilfe – je nach Engagement der Träger, mit der Belegungschance nach dem Windhundprinzip; ohne Anspruch auf einen Platz.  
Einen Anspruch gab’s nur bei ganz schwierigen, persönlichen, sozialen Verhältnissen – im Einzelfall. 
Und jetzt gibt es plötzlich für ALLE Kinder einen Anspruch auf diese INDIVIUELLE Leistung. Eine ganze Reihe von Strukturen, von Regelungen von Traditionen der Kinder- und Jugendhilfe passten nicht mehr. Es würde ein paar Stunden und viel Geduld auf Ihrer Seite bedeuten, wenn ich Ihnen das jetzt aufzeigen wollte. Davon will ich Sie verschonen und nur ein paar Hinweise geben: Das Verfahren der Rechtsanspruchsgewährung ist eine Prüfung von Leistungsvoraussetzungen und Folgen im Einzelfall … wie funktioniert das bei einem Massengeschäft? Passt eine Finanzierung mit hohen Eigenleistungen der Träger für eine staatlich garantierte Leistung? Kindertagesbetreuung ist eine zentrale Aufgabe der Gemeinden im Rahmen ihrer Daseinsvorsorge … aber Gemeinden kommen im KJHG praktisch nicht vor!
Folie 9: Grundgesetzliche Entsprechung

Die Trennung in allgemeine und besondere Aufgaben findet sich auch im Grundgesetz wieder. Der Artikel 7 bestimmt die allgemeine Zuständigkeit des Staates für das Schulwesen - übrigens sehr viel weniger kodifiziert als man es sich gemeinhin denkt. Dort steht eben nicht, dass Lehrer Landesbedienstete sein müssen. Dort steht nicht einmal, dass der Staat die Lehrpläne macht und die Prüfungsordnungen bestimmt. Dort steht der relativ lapidare Satz: "Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates." Alles Weitere ist Tradition, ist Auslegung. Nach Artikel 7 haben wir hier also auf der einen Seite das allgemeine Bildungs- und Erziehungssystem für alle Kinder, und das steht unter der Aufsicht des Staates. 
Daneben finden wir den Artikel 6 "Pflege und Erziehung der Kinder sind natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst Ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft."  Das heißt, um alles andere kümmern sich die Eltern.  (Auf dieses Wächteramt komme ich dann im dritten Kapitel noch einmal näher zurück.) 

2. Kapitel: Die Ebenen von Zuständigkeit

Folie 9: Überblick über die Ebenen

Ich versuche Ihnen jetzt etwas über die die Ebenen der Zuständigkeiten in diesem System zu erzählen:

Im Kindertagesbetreuungsbereich geht alle Macht von den Eltern aus. Artikel 6 Grundgesetz hatte ich Ihnen gerade gezeigt. Den Eltern darf also in die Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwortung niemand reinreden. Es ist ihr natürliches Recht (und auch die ihnen zuvörderst obliegende Pflicht). Über die Betätigung wacht nur die staatliche Gemeinschaft. Dieses Wächteramt des Staates drückt sich nun aber nicht darin aus, dass der Staat Erziehungsziele oder –konzepte vorgeben kann. Die staatliche Gemeinschaft kann nicht den Eltern sagen "Hör mal, euer Erziehungskonzept ist aber nicht gut. Also zu versuchen, Kinder schon mit einem halben Jahr trocken zu kriegen, das geht nicht. Kinder dürfen dreimal nachts in die Windel machen…..“ 
Das darf der Staat nicht machen und das erscheint uns auch ganz selbstverständlich. (Über Grenzen, Streitfälle und Veränderungen werden wir im nächsten Kapitel noch reden.) 
Der Staat lässt also die Eltern machen. Eltern entscheiden frei, letztendlich mit relativ wenig Einschränkung, wie sie mit ihrem Kind umgehen. So schließen sie z.B. auch frei einen Betreuungsvertrag mit einem Kita-Träger ab. Damit sind wir bei der nächsten Ebene. Sie erinnern sich an die Verantwortungsverteilung im vorigen Kapitel? Der Staat hält sich zurück, er lässt die Träger machen. Sie müssen sich finanziell erheblich beteiligen und daraus erwächst natürlich das Trägerprivileg, d. h. er gibt ihnen die Freiheit in der Art und Weise wie er seine Arbeit durchführt. In seine Aufgabenwahrnehmung darf dem Träger grundsätzlich niemand hineinreden. Wenn er mit den Eltern einen Betreuungsvertrag geschlossen hat, hat er für die Betreuungszeit die Verantwortung übernommen und alle anderen haben sich herauszuhalten. Das ist unsere Verfassungslage und auch Rechtslage im KJHG.  

Die nächste, zentralere Einheit ist die Gemeinde. Wie ich schon andeutete, ist das auch für Verfassungsrechtler eine interessant-knifflige Sache. Die Gemeinde, die ja nach Artikel 28 die Kernzelle des Staates ist, die alle Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft wahrnehmen soll, die im KJHG überhaupt nicht vorkommt. Im KJHG hat die Gemeinde überhaupt keine Rolle, sie taucht überhaupt nicht auf.

Das Jugendamt hat eine abstrakte Steuerungsrolle, soll dafür sorgen, dass die Angebote da sind. Es ist verantwortlich für die Erfüllung aller Rechtsansprüche – ohne meist überhaupt eine eigene Einrichtung dafür zu haben.

Das Land - bei dem sind wir dann schon fast an der Spitze der Unzuständigkeit angelangt - soll für einen gleichmäßigen Ausbau sorgen, soll anregen, fördern und der Bund macht (jedenfalls nach der Gesetzeslage) außer Rahmengesetzgebung eigentlich gar nichts mehr. Die Spitze der Unzuständigkeit ist erreicht. 
Nach der Verfassungslage liegt im Grunde genommen alle konkrete Bestimmungsmacht zwischen Eltern und Träger!
Folie 11: Gliederungsschema
So sieht das dann gegliedert aus und das gehen wir jetzt wirklich nicht im Detail durch. Nutzen Sie dieses Schema, wenn Sie mal konkrete Fragen haben, wie sich die Ebenen zueinander verhalten, wo etwas angesiedelt ist. Ich erkläre nur kurz, was auf dem Schaubild zu sehen ist: Ich habe versucht, die Ebenen der Steuerung und Einflussnahme aufzuzeigen und in sich zu gliedern: Also die Bundesebene; dann die Landesebene mit dem Landesministerium und dem Landesjugendamt; danach die kommunale Ebene, zu der der Landkreis (i.d.R. mit dem Jugendamt) und die Gemeinde gehört. Hier sind auch die Kita-Einrichtungen angesiedelt.

Folie 12: Fachliche, politische Einflussnahme - auch jenseits verfasster Rechte
So, hier haben wir nun die Wirklichkeit neben der Rechtslage. Neben der streng nach Ebenen abgetrennten Steuerungsmacht, der Eigenständigkeit auf jeder Ebene, bei der niemand dem anderen Vorgaben machen darf … daneben haben wir tatsächlich jede Menge Steuerung, jede Menge fachliche Einflussnahme, da wird jede Menge Politik gemacht. Alle haben ihre Finger überall irgendwie drin, auch ohne dass sie eigentlich das Recht dazu haben. Mal im Einzelnen:
Also da haben wir das Jugendamt. Ich lese immer wieder in Selbstdarstellungen von Jugendämtern oder sogar in Fachzeitschriften, dass das Jugendamt die Fachaufsicht über die Kitas hätte. Wäre das so, dann könnte das Jugendamt den Kitas fachliche Anweisungen zur Gestaltung ihrer Arbeit geben; könnte sich in Konzept und Dienstplangestaltung einmischen. Viele Kitas glauben das, viele Jugendämter auch – es ist aber Quatsch. Niemand hat eine Fachaufsicht über die Kitas außerhalb des Trägers. Das Jugendamt hat die Gewährleistungsaufgabe, es muss den Rechtsanspruch erfüllen, es kann mit der Finanzierung ein bisschen steuern - aber eine Fachaufsicht im Sinne von fachlich Eingreifen, was in der Kita passiert, hat es nicht. Aber solange es viele glauben, haben sie die natürlich praktisch doch. Da gibt es also Einflussnahme, auch wenn sie nicht legitim ist.
Dann betrachten wir das Landesjugendamt mit seiner Aufgabe der Erlaubniserteilung. Dieser Erlaubnisvorbehalt ist ja Teil des staatlichen Wächteramtes zur Gewährleistung des Kindeswohls. Das Landesjugendamt macht Auflagen damit das Kindeswohl gewährleistet ist, berät die Mitarbeiterinnen und den Träger; aber zuweilen mischt es sich auch ziemlich intensiv in Konzeptfragen ein, obwohl ihm bisher dieses Recht keinesfalls zustand. (Mit dem neuen Kinderschutzgesetz gibt es hier Verschiebungen; ich spreche das im nächsten Kapitel noch einmal an.)

Dann gibt es jede Menge Initiativen des Bundes. Gerade in letzter Zeit mischt der Bund die Landschaft durch Förderprogramme ziemlich auf. Das kostenträchtigste, das Ausbauprogramm u3 startete der Bund vollkommen unzuständig und zwar unmittelbar nachdem Bund und Länder im Rahmen der Förderalismusreform die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Länder entflechten sollte. 
Dann nimmt sich der Bund der Sprachförderung in den Kitas an. Wieder völlig unzuständig fördert er 4000 Kitas im Land, jeweils mit einer halben Stelle. Ob er das darf, ob er zuständig ist, danach fragt niemand, weil er viel Geld in die Hand nimmt. Er hat alle am goldenen Zügel; und alle machen mit, weil sie hoffen, ein bisschen was von dem Geld abzukriegen. 
Fachlich steuert er damit natürlich massiv, weil die Zuwendung an die Anerkennung der Zuwendungsbedingungen gekoppelt ist. 

So hat er z.B. bundesweit die 160 Stunden Mindestqualifizierung nach dem DJI-Curriculum für Tagespflegepersonen durchgesetzt. Zuvor hatte sich Fachdiskussion um eine solche Mindestqualifizierung bestimmt 15 Jahre lang hingezogen. Höchst umstritten war, ob denn Tagespflegepersonen überhaupt eine Qualifizierung bräuchten, ob nicht so etwas wie Mütterlichkeit reiche. Brandenburg war lange Jahre das einzige Land, das in der Rechtsverordnung die Mindestqualifikation von Tagespflegepersonen geregelt hatte. Als der Bund dann sein Aktionsprogramm Kindertagespflege auflegte, dazu reichlich Geld in die Hand nahm, kam Bewegung in die Landschaft und heute sich die 160 Stunden allgemein akzeptierter Standard. Jetzt kündigt der Bund schon an, dass man dabei nicht stehenbleiben könne, und (während die meisten Länder noch hecheln, den 160-Stunden-Standard umzusetzen) hat er schon die nächsten Programme aufgelegt. Neben Versuchen, Tagespflegepersonen den Übergang in die reguläre Erzieherinnenausbildung zu fördern, wird jetzt auch die Festanstellung von Tagespflegepersonen gefördert. Für jede fest angestellte Tagespflegeperson erhält der Anstellungsträger für ein Jahr 50 % Lohnkostenzuschuss; und es melden sich wohl schon Interessenten. Über die Folgekosten, die Realisierungschancen oder die Wirkungen und Nebenwirkungen solcher Professionalisierungsbemühungen könnte man trefflich diskutieren. Aber die Chance wird es nicht geben, solange der Bund Länder, Kommunen und Träger am goldenen Zügel hält. 
Es gibt für solche Steuerung eigentlich keine rechtliche Grundlage, denn dass solche Vorhaben „nicht von einem Land alleine wirksam gefördert werden“ könnten (§ 83Abs. 1 SGB VIII) ist wohl kaum zu behaupten. Auch sind Mischfinanzierungen im Grundsatz ausgeschlossen, aber wer klagt schon, wenn er was kriegt? 
Die Stiftungen machen eine heftige Politik; in letzter Zeit wieder zunehmend. Ich nenne mal die Bertelsmann Stiftung, die Bosch Stiftung … (Auch wenn diese Vorlesungen im Schloss von der Bosch-Stiftung bezahlt werden, darf man das natürlich sagen.). Die Stiftungen machen Politik, obwohl sie niemand dazu legitimiert hat, sich einzumischen und über Studien, Öffentlichkeitsarbeit, über Länderrankings Einfluss zu nehmen. Wie wurde die bundesweite Diskussion über die Personalstandards erreicht und wodurch wurden schließlich die insgesamt erkennbaren Personalschlüsselverbesserungen bewirkt? Es waren doch vermutlich die jährlich veröffentlichten Zahlen der Bertelsmann-Stiftung über den Personalschlüssel in den einzelnen Bundesländern. Mag man auch über die fehlende letzte Genauigkeit der Vergleichszahlen streiten, aber diese Vergleiche haben den Wettbewerb der Bundesländer hervorgerufen und gerade am Ende des Rankings für Bewegung gesorgt. Kein Bundesland mochte es gerne sehen, wenn es immer auf dem letzten, vorletzten, drittletzten Platz ist. 

Frage: Wie bewerten Sie die erst relativ kürzlich veröffentlichten Daten und Statistiken der Bertelsmann-Stiftung zur Bildungsstudie in Deutschland?  

Ich hatte angespielt auf den Ländermonitor. Der veröffentlicht jetzt im fünften Jahr hintereinander die Personalausstattung, die Qualifizierung, das Alter des Personals und viele weitere Daten der Bundesländer. Mit der begleitenden Öffentlichkeitsarbeit werden die Ergebnisse eigener Recherchen und eigener Berechnungen auch die Daten der Bundesjugendstatistik Gegenstand öffentlicher Wahrnehmung und Diskussion.

Darauf hatte ich angespielt, weil das etwas ist, was vorher nur innerhalb der Länder diskutiert worden war und als Länderranking eher unter der Decke gehalten wurden. Der sog. Wettbewerbsförderalismus war also nicht gerade so richtig wettbewerbsfreundlich und wollte sich nicht so richtig aneinander messen lassen. Das macht die Bertelsmann-Stiftung und treibt uns damit ziemlich.
Frage: Ich wollte nur wissen, wie Sie das denn bewerten? 
Mit der Personalausstattung in den meisten Ländern kann man nicht wirklich zufrieden sein. Einige Länder haben eine sehr gute Ausstattung, aber in den meisten Ländern ist viel Luft nach oben. Das glaube ich, ist jedem, der das Feld einigermaßen kennt, deutlich. 

Brandenburg, das Land in dem ich Referats-Leiter bin, hatte von den sowieso schon schlechter ausgestatteten Ostländern im Bereich des Krippenschlüssels den letzten Platz belegt. Das war Fachleuten nicht unbekannt, aber erst die öffentliche Diskussion durch die Bertelsmann-Stiftung hat diese Frage zu einer politisch relevanten werden lassen. In der Folge gab es eine ziemlich einheitliche Diskussion im Land, über die ich natürlich sehr froh bin. Alle Parteien und alle gesellschaftlichen Gruppen waren sich einig, dass wir neben den großen Anstrengungen für die hohen Betreuungsgrade, also für die Quantität mehr an die Qualität denken müssen. So hat das Land 36 Millionen in die Hand genommen, den Personalschlüssel für die Krippen- und für die Kindergartenkinder ein Stück zu verbessern. Jetzt sind wir auf dem drittletzten Platz. Also es bleibt noch Luft nach oben. 
Eine Befürchtung bei einem Länderranking ist natürlich auch, dass die Länder, die relativ gut sind, einen ziemlichen Druck bekommen können, sich nach unten anzupassen.  Eine Tendenz zur Mitte, ist also nicht immer hilfreich.
Es schien ja in der öffentlichen und auch in der Fachdiskussion so, als ob die Frage der Qualität und der Personalschlüssel aus dem Fokus gerät. Es gab die vielfach geäußerte Befürchtung, dass im Zusammenhang mit Ausbau U3 die Personalschlüssel im Krippenbereich abrutschen würden. Nachdem Motto „einer geht noch rein“ würden die Kindergartengruppen für Kleinkinder geöffnet werden; die Gruppen würden größer werden oder zumindest würden die Bedingungen durch die Aufnahme von Kleinkindern schwieriger. Dass der Rechtsanspruch auf diese Art und Weise erfüllt würde, war eine weit verbreitete Sorge;  und die war ja auch nicht unberechtigt, denke ich. 
Tatsächlich ist das aber nicht passiert! Tatsächlich hat sich in den letzten vier Jahren (von 2007 bis 2011) die Erzieher/Kind-Relation bei Krippengruppen von 1/5,7 auf 1/4,7 und im Kiga-Bereich von 1/9,1 auf 1/8,4 verbessert. Dasselbe Bild zeigt sich auch altersgemischte Gruppen (0 - 8jährige Kinder). Hier verbesserte sich die Relation von 1/6,1 auf 5,1. 

Das ist bemerkenswert. Man sieht daran, dass nicht nur die Länder mit einer schlechten Personalausstattung sich verbessert haben, sondern dass insgesamt eine Debatte über die Bedeutung frühkindlicher Bildung entfacht wurde, die Verschlechterungen verhindert und Verbesserungen möglich gemacht haben. 
Ich will das befürworten, finde es erfreulich; allerdings möchte ich auch auf die Nebenwirkungen hinweisen, weil die Stiftungen durchaus sehr mächtig geworden sind und nicht immer mag man mit der Richtung, in der sie ihre Macht ausüben, übereinstimmen. 

Frage: Sie erwähnten gerade, dass "Bildungshochburgen oder Länder, die im föderalistischen Vergleich etwas besser abgeschnitten haben, dass die den Druck bekommen, dass sie ihre vermeintlich hohen Bildungsstandards oder Bildungserfolge in der frühkindlichen Bildung, dass die nach unten anpassen müssen. Sehen Sie da solche Tendenzen? Gibt es das in Deutschland? Also meine Wahrnehmung geht eher dahin, dass sofern ein Bundesland irgendetwas gut macht, alle anderen immer hinterher rennen müssen. Das erlebe ich eher so in der Tagespolitik.
Ich kenne jetzt seit 20 Jahren das Ministerialgeschäft von innen, und ich weiß wie hart die Auseinandersetzungen mit dem Finanzminister sind. Die sind nicht hart, weil der Finanzminister ein böser Mensch ist, sondern weil der ja auch nur das Geld verteilen kann, das da ist. Es geht ja nicht um insgesamt MEHR, sondern um Prioritäten. Das heißt, wenn wir jetzt 36 Mill. in die Verbesserung des Personalschlüssels investieren, nehmen wir dieses Geld irgendeinem anderen Ressort weg. Natürlich sagt es sich immer so einfach, „an Kindern darf man nicht sparen“; aber an wen darf man sparen. Auch die Krankenhäuser müssen finanziert werden, die Altenheime usw. Und wenn wir über hoppelnde Straßen fahren, dann wollen wir, dass die anständig geteert werden. Es ist also ein Verteilungskampf und dann wird natürlich die Argumentation schwierig, wenn die anderen Ressort und der Finanzminister sagen, „wir sind jetzt bundesweit Spitzenreiter beim Kita-Personalschlüssel. Ein halbes Kind mehr wird doch wohl gehen, stell dich mal nicht so an.“ Das ist ein ziemlicher Druck, insbesondere wenn das Land heftig überschuldet ist. Das Saarland z. B. steht beim Krippenschlüssel sehr gut da und ich kann mir angesichts der Finanzlage des Landes den Druck sehr gut vorstellen. 
Dass es einen allgemeinen Wettbewerb gäbe, immer das beste Land zu sein, kann ich allenfalls bei PISA-Studien u. ä. sehen. Wenn dieser Wettbewerb unmittelbar mit Kosten verbunden ist, dann sieht die Auseinandersetzung schon anders aus.

Im Rahmen dieses Vortrags war es mein Ziel Ihnen zu zeigen, dass die legitimierten Akteure auch jenseits ihrer Kompetenzen agieren und dass neben diesen Akteuren eine Reihe weiterer Organisationen rumwuscheln, rummachen, jenseits von Verfassung, jenseits von Gesetzen...., ich wollte Sie auf die Lebenswirklichkeit hinweisen.   

3. Kapitel: Verschiebung zwischen öffentlicher und privater Verantwortung. 
Folie 13: Umdenken zur Jahrtausendwende 

Ich hatte Ihnen ja versucht zu vermitteln, dass grundsätzlich in unserem Staat das Motto gilt: „Hilf dir selbst, dann hilft dir Gott!“ Nur die Schulbildung überlassen wir nicht dem Einzelnen, den Familien. Aber z.B. auch unsere Sozialhilfe funktioniert so. Erst wenn man selbst (auch mit Unterstützung seiner engeren Familie) nicht mehr zurechtkommt, dann geht man zum Sozialamt, lässt sich was dazu geben. Auf der anderen Seite hat jeder weitgehende Rechte, sein Leben auch so zu gestalten, wie es ihm gefällt. Das übertragen als Staatsprinzip hat Hilmar Hoffmann in seinem Vortrag gut ausgeführt. 
Dieses Prinzip war auch in der Kinder- und Jugendhilfe lange Jahre unbestritten. Das war der Grundsatz des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes, des Jugendwohlfahrtsgesetzes, des KJHG ….. und seit ein paar Jahren gibt es eine neue Diskussion, dass beim gegenwärtigen Verhältnis von öffentlicher und privater Verantwortung offenbar ein paar Sachen aus dem Ruder laufen. 
Wenn man z.B. frühe und außerschulische Bildung zu einer Privatangelegenheit erklärt, erreicht man das als typisch deutsches Ergebnis von Bildungsstudien, „wer hat, dem wird gegeben“. In Deutschland haben Kinder aus bildungsnahen Elternhäusern deutlich größere Chancen, das Abitur zu schaffen und zu studieren. Kinder aus bildungsfernen Elternhäusern haben deutlich geringere Bildungs- und Berufschancen und deutlich größere Chancen in der Sozialhilfe zu verbleiben; also von staatlichen Transferleistungen in irgendeiner Form abhängig zu werden. Die Bildungsgerechtigkeit in Deutschland ist relativ schlecht. Herkunft bestimmt Zukunft und aus meiner Sicht ist ein wesentlicher Grund hierfür, die Frage der privaten Verantwortung für frühe und außerschulische Bildung. Wenn nicht sehr früh und in Lernsettings, die nicht-schulisch geprägt sind, Bildungs- und damit Lebenschancen eröffnet werden, dann wird Bildungsarmut vererbt. Es ist nicht nur aus Gründen der Chancengerechtigkeit, sondern auch aus ökonomischen Gründen geboten, dass der Staat mehr Verantwortung übernimmt, damit die gesellschaftlichen Verhältnisse nicht so bleiben wie sie sind oder spalten sich weiter. Mit der Einführung der allgemeinen Schulpflicht hatte der Staat im 17. Jahrhundert in die private Gestaltungsmacht der Familien eingegriffen. Da man nun weiß, dass Bildungsprozesse mit der Geburt und nicht erst im Alter von 5 oder 6 Jahren beginnen, ist es Zeit, über den Beginn eines allgemeinen Bildungsrechtes nachzudenken.

Neben der Frage der Chancengerechtigkeit waren es schrecklichen Einzelfälle der Kindesvernachlässigung und Kindestötung, alarmierende Nachrichten über den Ernährungs- und Gesundheitszustand vieler Kinder, die eine Debatte über das Maß familiärer und öffentlicher Verantwortung anschoben. Der 11. Bundesjugendbericht formulierte 2001 mit seinem Motto „Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung“ einen Anspruch, auch wenn er nur auf eine stärkere öffentliche Verantwortung für die Bereitstellung von Ressourcen abhob. Der 12. Bundesjugendbericht mahnt 2005 schon etwas deutlicher den “politischen Handlungs- und Steuerungsbedarf” für “die Bildung, Betreuung und Erziehung vor und neben der Schule” an. 
Inzwischen diskutieren wir das sog. verbindliche Einladungswesen zu den Vorsorgeuntersuchungen, weil deutlich ist, dass mit dem Alter der Kinder und mit schlechterer sozialer Lage der Eltern die Bereitschaft, ihre Kinder bei der Vorsorgeuntersuchung vorzustellen, abnimmt. Es wächst die Auffassung, dass es nicht allein in der Verantwortung der Eltern liegen kann, ob sie auf die Gesundheit ihrer Kinder schauen und darauf, ob es zusätzliche Hilfen braucht. Also wir haben eine verstärkte Diskussion um staatliche Verantwortung, in ein Einmischen, ein verstärktes Einmischen des Staates in eigentlich familiäre Belange. Diese Diskussion reicht auch bis ins KJHG hinein.   

Folie 14: Die Erlaubniserteilung für Einrichtungen VOR dem Bundeskinderschutzgesetz
In diesem Zusammenhang kommen wir noch einmal zu dem Wächteramt des Staates; Sie erinnern sich an Art. 6 Grundgesetz. Sie erinnern sich: Erziehung ist die Aufgabe der Eltern; im Grunde können sie machen was sie wollen, …. und erst an einer unbestimmten Grenze wacht über deren Betätigung die staatliche Gemeinschaft. Darin  drückt sich das Wächteramt der staatlichen Gemeinschaft aus. 
Aus diesem Grund gibt es überhaupt eine Erlaubnis zum Betrieb einer Kindertageseinrichtung. Aus diesem Grund darf überhaupt das Landesjugendamt in eine Einrichtung kommen und gucken, ob hier alles in Ordnung ist. Erst wenn das Wohl der Kinder in dieser Einrichtung gewährleistet ist - genauer, wenn es nicht gefährdet ist – dann ist die Erlaubnis zu erteilen. 
Dann ist alles klar; Kinder können da betreut werden; der Staat soll sich nun nicht weiter einmischen. Das war die Situation vor dem Bundeskinderschutzgesetz, das gerade erst verabschiedet worden ist. 
Folie 15: Die Erlaubniserteilung NACH dem Bundeskinderschutzgesetz

Jetzt sieht es etwas anders aus. Jetzt hat das Landesjugendamt eine neue Aufgabe bekommen. Es soll nun nicht mehr nur schauen, ob das kindliche Wohl nicht gefährdet ist – also Negatives ausschließen;  sondern es soll schauen, ob das Wohl gewährleistet ist – also ein positive Bestimmung vorzunehmen! Das heißt, das Landesjugendamt wird Qualitätsparameter anlegen. Noch ist das relativ unbestimmt, aber immerhin wird es Qualitätsparameter an die Hand bekommen, nach denen es kontrollieren soll, ob in der Einrichtung das Wohl der Kinder gewährleistet wird. Das Landesjugendamt soll sich die Konzeption zeigen lassen; soll prüfen, ob dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung entsprechende Bedingungen herrschen. Ob die gesellschaftliche und sprachliche Integration in der Einrichtung unterstützt wird… usw.
Hier werden also durch den Staat positiv formulierte Erziehungsziele überprüft - was für das ganze System der Wohlfahrt und der Kindertagesbetreuung, die ja Teil der Wohlfahrt ist, im Grunde genommen vollständig wesensfremd ist. Wir befinden uns gerade jetzt in Zeiten einer dramatischen Umorientierung im Verhältnis zwischen Staat und Familie. Der Staat übernimmt immer mehr Einfluss auf die Erziehung der Kinder, er übernimmt Verantwortung. 

Der Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz ist auch ein Ausdruck davon. Kindertagesbetreuung soll jetzt ein allgemeines Angebot sein; nicht mehr eines nur für die Mühseligen und Beladenen. Keine Hilfe, wenn die Verhältnisse schrecklich sind. Stattdessen soll jedes Kind, dessen Eltern es wünschen, einen Anspruch haben. Kindertagesbetreuung wird ein allgemeines Angebot! Und der Staat übernimmt Verantwortung; er greift ein in dieses Vertragsverhältnis zwischen Träger und Familie, wo er bisher im Grunde genommen nichts zu suchen hatte. 
Mit dieser Neujustierung des Verhältnisses von privater und öffentlicher Verantwortung wird die Verfassung, wird das Wächteramt wird jetzt neu ausgelegt. Wir sind mittendrin in dieser Entwicklung und ich bin sicher, sie wird weitergehen. 
4. Kapitel: Bildungspläne

Folie 16: Eine weitere neue Entwicklung: Fachliche Steuerung oberhalb der Trägerebene
Und damit komme ich zu dem Punkt, an dem die Entwicklung schon ein Stückchen weiter vorangegangen ist, nämlich zu den Bildungsplänen. Wir haben nämlich seit knapp zehn Jahren mit den Bildungsplänen eine fachliche Steuerung – und das von einer eigentlich unzuständigen Einheit, nämlich vom Land. Nirgendwo, im Grundgesetz nicht, im KJHG nicht, ist begründet, dass das Land konzeptionelle Vorgaben für die Arbeit der Kindertagesstätten machen kann. 
Und fachliche Einflussnahmen haben früher auch alle gescheut wie der Teufel das Weihwasser. Solche zentrale Fachsteuerung der Arbeit der Kitas gab es nirgendwo - außer in der DDR. Im Westen war es vollständig verpönt, dass der Staat konzeptionelle Vorgaben machen könnte und die Bildungspläne der DDR wurden ja nach der Vereinigung im Westen mit hämischem Grinsen kolportiert. „Was die da machen; dieser reglementierende Staat? Im Osten, da greift der Staat in die Pädagogik ein und macht konzeptionelle Vorgaben.“ 
Und nun im neuen Deutschland …. Jetzt machen hier plötzlich die Länder aus einer vollständig unzuständigen Rolle heraus Bildungspläne für die Kitas! 
Und das bemerkenswerte, keiner meckert! Weder die Eltern noch die Träger. Wir hatten doch früher angenommen, so etwas würden sich die freien Träger nie gefallen lassen. Dass ihnen da Vorgaben gemacht würden, wie sie arbeiten sollen…. Und nun waren im Gegenteil in der Entwicklung der Bildungspläne die freien Träger vorne mit dabei; wenn es um die Implementation ging, wenn es um die Diskussion der Inhalte ging…. Immer unter großer Beteiligung und mit großem Engagement der freien Träger.

Alle sind einverstanden und das ist doch höchst bemerkenswert und wie sich das entwickelt hat innerhalb von ein paar Jahren. Ich erinnere mich noch sehr gut an die Diskussion um Trägerhoheit; wo insbesondere die Kirchen sehr massiv dafür eingetreten sind, dass ihnen der Staat, die öffentliche Jugendhilfe nicht reinredet in die Gestaltung ihrer Arbeit. Wie stark sie auf ihr Trägerprivileg gepocht hatten. Jetzt machen die Länder Bildungspläne und alle sind dafür!?
Folie 17: Nicht nur der Rechtsanspruch – auch die Bildungspläne sind eine Folge der Vereinigung!

Diese Folie konnte ich mir jetzt nicht verkneifen. Ich habe sie von Ludger Pesch übernommen, der sie kürzlich bei einer Horttagung in Brandenburg zeigte. Diese Folie musste ich deswegen hier anbringen, weil es einen Kollegen aus Bayern gibt, der immer wieder sagt, die Bildungspläne wären in Bayern erfunden worden. Der macht auch jetzt schon die 2. Generation der Bildungspläne. Also, Bildungspläne sind nicht in Bayern erfunden worden, sondern wenn schon, dann sind sie in Brandenburg erfunden worden. Was aber tatsächlich passiert ist, darauf möchte ich ausdrücklich hinweisen, dass aus dem Zusammenwachsen dieser zwei unterschiedlichen Traditionen Neues entstanden ist. Hilmar Hoffmann hat in seinem Vortrag die Traditionen der DDR sehr ausführlich dargestellt; ich habe sie jetzt für den Westen ausgeführt; …und in dem Zusammenkommen dieser beiden Traditionen ist m.E. nicht nur ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz und auf einen Krippenplatz entstanden, sondern auch die Frage, wieweit der Staat sich in die Pädagogik eigentlich einmischen darf, diese Frage ist neu justiert worden. 
So haben wir in Brandenburg 1993 diese Frage mit der etwas polemischen Formulierung "planlos oder alles nach Plan" gestellt. Wir stellten die Frage: „Kann es eigentlich einen Mittelweg geben?“ Einen Mittelweg zwischen dieser im Westen immer hoch gehaltenen Vielfalt, die aber eigentlich zur Beliebigkeit verkommen war, weil weitgehend jeder machen was er wollte. Es gab ja keine fachliche Steuerung oberhalb der Trägerebene. Allgemeine Ziele, Standards, Qualitätsparameter zu bestimmen, wurde abgewehrt. 
Wir wollten aber wissen: Gibt es womöglich einen Mittelweg zwischen dieser Beliebigkeit und dem Einheitsplan, der für eine ganzes Land und für alle Kitas Ziele, Methoden und Didaktiken bestimmte. Der festlegte, dass alle Dreijährigen zu einer bestimmten Zeit dasselbe machten. 
War es möglich, dieses Mittelfeld irgendwie ausfüllen? Diese Frage haben wir mit diesem Artikel gestellt und zwei Jahre später hat unser Minister alle Kitas im Land, und die Eltern im Land, und die Träger im Land aufgerufen, an einer landesweiten Bildungskonzeption zu arbeiten. Er hat aufgerufen, gemeinsame Grundsätze für alle Kitas zu erarbeiten. 
Damals gab es noch höhnisches Gelächter in den westlichen Bundesländern, wenn ich von solchen Vorstellungen berichtet hatte oder auch in manchen Fachzeitschriften wurde ich nicht sehr freundlich mit diesem Artikel zitiert. 
Folie 18

Das hat sich inzwischen geändert. Innerhalb von 4 Jahren, zwischen 2003 (Bayern, Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen waren die ersten Länder, die einen Bildungsplan hatten) und 2006 (mit dem letzten Land Baden-Württemberg) entwickelte plötzlich alle Länder Bildungspläne. In einer großen Dynamik (ich sag jetzt nicht Eile, obwohl es vielleicht manchmal auch Eile war), aber in einer großen Dynamik und zumeist unabgesprochen wurden die Pläne entwickelt. Tatsächlich unabgesprochen, ich kenne jedenfalls keine Kooperationsbeziehungen zwischen Länder, außer dass manche Autoren die Pläne für zwei Länder schrieben. Die Gruppe um Christa Preissing z.B. hat nicht nur den Berliner Bildungsplan geschrieben, sondern eben auch den Saarländischen. Aber meines Wissens gab es keine Abstimmung, keine fachlichen Diskurse zwischen den Autoren der einzelnen Pläne. 

Also in großer Eile und unabgestimmt entstanden überall die Bildungspläne - und trotzdem mit bemerkenswert großen Gemeinsamkeiten. Es scheint also tatsächlich so etwas wie einen Zeitgeist gegeben zu haben, dass die beteiligten Wissenschaftler und Praktiker, obwohl sie relativ isoliert voneinander arbeiteten, doch an vielen Stellen sehr ähnliche Bildungspläne entwickelten. 

Die Gemeinsamkeiten: Was ich sehr bemerkenswert finde: die Kita-Bildungspläne sind keine Lehrpläne. Man hätte ja auf die Idee haben können, es wie in der Schule zu machen. Aber solche Schullehrpläne, Schul-Curricula für die Kitas zu machen, das gab es nirgendswo. 
Es gibt auch keine Bildungspläne als Kompetenzkataloge. Das war zuweilen auch in der Diskussion, insbesondere von Schulpädagogen, die die Arbeit an den Bildungsplänen aus der Distanz beobachteten: „Ihr müsst doch aufschreiben, was die Kinder können sollen, wenn sie durch Kindergarten durchgegangen sind!“ Es ist eine große Versuchung, dem Wunsch nachzugeben. Aber kein Bildungsplan ist der Versuchung nachgekommen, sondern alle haben vielmehr beschrieben, was die Kitas leisten sollen. Nicht: „Was soll das Kind leisten, wenn es durch die Kita durchgegangen ist“; sondern „Was soll die Kita für die Bildung des Kindes leisten? Was ist Aufgabe der Kita?“ 
Eine solche Einigkeit in der Fachwelt finde ich doch bemerkenswert! Diese Einigkeit bei allen ja auch häufig sehr heftig gepflegten Auseinandersetzungen und Feindschaften, die wir in diesem Feld haben; wenn ein Professor den anderen nicht grüßt. (Das machen auch manche Ministeriale nicht, so etwas ist also nicht Professoren eigen.  Wir haben auch gepflegte Feindschaften.) Trotzdem gab und gibt es so etwas wie ein stilles Übereinstimmen darüber, dass wir Kompetenzkataloge oder Lehrpläne nicht wollen im Kitabereich. Es gibt eine große Übereinstimmung, dass wir beschreiben wollen, was die Kitas tun sollen!

Ebenfalls bemerkenswert finde ich, dass in allen Plänen die Bildungsbereiche, diese Inhaltsbereiche, das Kernstück der Bildungspläne bilden. Solche Bildungsbereiche in den Mittelpunkt eines Bildungsplans zu stellen, ist ein wenig wie ein „Ritt über den Bodensee“. Ich bin immer noch nicht sicher, ob wir das Risiko wirklich gesehen haben. Wir wissen auch immer noch nicht, ob das wirklich so funktioniert. Denn natürlich ist die Gefahr sehr nahe, dass die Bildungsbereiche so was wie Schulfächer werden. Die Bildungsbereiche „sprachliche Bildung“, „musische Bildung“ werden dann zum Schulfach „Deutsch“ und Schulfach „Musik“. Im brandenburgischen Bildungsplan haben wir die Bildungsbereiche entlang der Intelligenzen von Howard Gardener entwickelt. Wir sind davon ausgegangen, welche Gelegenheiten Kitas für Kinder entwickeln müssen, damit sie sich entfalten können. 
Alle Länder hatten fast durchgängig ein ähnliches Bildungsverständnis. (Also es gibt vielleicht kleine Ausrutscher im ersten Bildungsplan von Mecklenburg-Vorpommern, aber inzwischen ist der auch anders geworden.) Alle waren sich einig in ihrem Bild vom Kind. Wir hatten nicht das nicht das zu belehrenden Kind, sondern das aktiv lernende Kind im Blick; das Kind, das Anregung und Unterstützung aber keine Unterweisung und Belehrung braucht. Dieses sehr ähnliche Bildungsverständnis finde ich sehr bemerkenswert und auch ermutigend.

Aber wir finden natürlich auch Unterschiede in den Plänen. Es gibt Unterschiede in der Verbindlichkeit; einige sind Empfehlungen und auf der anderen Seite sind die Bildungspläne gesetzlich bestimmte Arbeitsgrundlage. Das Verhältnis von Empfehlung zu Vorgabe hält sich meines Erachtens im Augenblick noch die Waage. Bayern, Brandenburg auch, ein paar Ostländer noch haben die Verbindlichkeit ihres Bildungsplanes gesetzlich bestimmt, andere das der Bildungsplan tatsächlich im Gesetz inzwischen verankert ist. 
Wir haben auch sehr große Unterschiede im Umfang der Pläne; also von 27 Seiten bis 500 Buchseiten. 
Auch in der Erarbeitung gab es Unterschiede. Zuweilen wurden sie von einem kleinen Wissenschaftlerkreis erarbeitet; zum Teil in sehr breiten Diskursen unter Einbeziehung vieler Fachleute und insbesondere der Praxis. 

Auch die Begleitmaßnahmen waren sehr unterschiedlich. Es gab Länder mit sehr intensiven Implementierungen und eben eher spärlichen Unterstützungen. 
Hinweisen möchte ich Sie noch auf die Auswirkungen auf die Personalschlüssel. Erfreulich finde ich, dass die Veröffentlichung der Bildungspläne offenbar alle Länder mehr oder weniger genötigt haben, die Personalausstattung mindestens stabil zu halten, zumeist aber etwas zu verbessern. Ich hatte vorhin schon die zwar geringen aber immerhin erkennbaren positiven Folgen für die Personalausstattung aufgezeigt. Ich denke, dass es die allgemeine und öffentliche Diskussion um die frühe Bildung, auch im Zusammenhang mit den Bildungsplänen, war, die die befürchtete Verschlechterung des Personalschlüssels abgewehrt und sogar zu leichten Verbesserungen geführt hat. 
Folie 19: Das neue Instrument ist noch nicht wirklich begriffen – Die offene Zweckfrage
Dieses Instrument „Bildungsplan“ ist nun ziemlich neu und es wurde sehr schnell von allen eingeführt und das hat meines Erachtens auch dazu geführt, dass man nicht so richtig darüber nachgedacht hat, was für ein Instrument wir da jetzt eigentlich haben. Die Frage „was sind denn eigentlich Bildungspläne?“ haben wir uns m.E. bis heute nicht wirklich gestellt. 

Streben wir mit den Plänen eigentlich eine allgemeine Verbesserung der Qualität an? Sollen die Pläne die Kitaarbeit besser machen? Oder sollen sie einen allgemeinen Standard absichern? Sollen sie gewährleisten, dass überall die gleichen Standards herrschen? Sind Bildungspläne demzufolge eher so etwas wie normativer Rahmen, also wie ein Gesetz? Oder sind sie pädagogisches Gesamtkonzept mit einer fachlichen Orientierung für die Arbeit? 
Auch hier finden wir große Unterschiede in den Bildungsplänen. Manche Bildungspläne sind deutlich eher ein Gesamtkonzept der Arbeit. Ich finde das schwierig, so sympathisch mir auch manche dieser Konzepte sind.
Folie 20: Die offene rechtlich-strukturelle Frage

In diesem Zusammenhang stellen sich auch rechtlich-strukturelle Fragen, die nicht klar gestellt – geschweige denn beantwortet sind. Ich habe vorhin dargestellt, dass es eigentlich rechtlich gar nicht zulässig, dass das Land einen Bildungsplan macht und den dann auch noch im Gesetz verbindlich vorschreibt. Eine fachliche Steuerung steht dem Land in dieser Form eigentlich nicht zu. Das ist Eingriff in Grundrechte, Grundrechte der Eltern auf Bestimmung der Erziehung und Grundrecht des Trägers auf Ausübung seines Gewerbes. Es ist ein Eingriff, der in dieser Form nicht legitimiert ist. 
Da wir selber in Brandenburg das auch so gemacht haben, muss ich das natürlich begründen: Ich sehe den verbindlichen Bildungsplan als Finanzierungsvoraussetzung für die Kitas. Jeder kann seine Kita betreiben, wenn er das Wohl der Kinder gewährleistet; aber wer Staatsknete will, muss sich an den Bildungsplan halten. In diesem Rahmen, als Finanzierungsvoraussetzung, ist ein Bildungsplan vermutlich rechtlich zulässig; ….. aber da ja im Augenblick sowie so alle Bildungsplänen zustimmen, klagt auch keiner. 
Wie bei allem muss man sich aber auch hier mit den Risiken und Nebenwirkungen beschäftigen. Hilmar Hoffmann hat die Engführung von Plänen in Bezug auf die DDR Pädagogik angesprochen. Wie wirkt sich ein Bildungsplan auf eine gewünschte Vielfalt der Arbeit aus? Gibt es nicht negative, einschränkende Rückwirkung, der Plan eine gewisse Standardisierung, eine Vereinheitlichung erreichen soll. Und wollen wir das? Hat denn nicht tatsächlich auch diese Vielfalt der unterschiedlichen Konzepte, der unterschiedlichen Arbeiten  einen hohen Wert für die Weiterentwicklung der pädagogischen Arbeit?

Ich erinnere Sie noch einmal an den Vortrag von Christa Preissing zum Situationsansatz! Ist womöglich die Lebensweltbezogenheit der Arbeit gefährdet, wenn die Arbeit durch einen Plan normiert wird? Es ist zumindest erforderlich, meine ich, das Spannungsverhältnis zwischen Plan und Situationsbezug zu sehen.

Folie 21: Offene konzeptionelle Fragen

Ebenfalls sind die offenen konzeptionellen Fragen von Bildungsplänen zu bedenken. Es ist doch schon mal die Fragen offensichtlich, ob denn das eigentlich zusammen geht: das Konzept von Selbstbildung und ein Bildungsplan? Gibt es nicht natürliche Reibungen, wenn den Fragen und Themen der Kinder gefolgt werden soll und auf der anderen Seite ein Bildungsplan die Bildungsgelegenheiten vorgibt? 

Mir scheint auch die Frage einer gründlichen Diskussion wert zu sein: „Was muss allgemein sein, was erwarten Eltern mit Fug und Recht von jeder Einrichtung auf der einen Seite - und wie groß ist auf der anderen Seite der Spielraum Montessori, Situationsansatz, Fröbel … oder welchem Ansatz auch immer zu folgen? 
Die Frage nach den gemeinsamen Basics, die für alle gelten und den Variationsmöglichkeiten ist doch wohl eine Frage, die man stellen muss. 

Und alle diese Fragen sind bisher nicht wirklich gestellt. Leider gibt es im Moment auch keine Diskurse über diese Fragen; weder unter denen die die Bildungspläne geschrieben haben, noch in der politischen Administration noch in der Fachöffentlichkeit.  

Und dann gibt doch immer wieder den Wunsch, insbesondere von Seiten der Schulpädagogik, nach der Beschreibung der zu erwerbenden Kompetenzen. Sollten wir uns doch diesem Thema nähern, weil es natürlich konkreter die Leistungen der Kita bestimmen würde. Kann man sich das trauen, zu sagen, wenn ein Kind in der Kita gewesen ist und in die Schule kommt, dann sollte das und das angebahnt worden sein? Oder würden wir der Praxis damit womöglich genau die falsche Orientierung geben, dass nämlich auf die zu erwerbenden Kompetenzen hin trainiert wird. Ein wichtiges Thema in der Diskussion mit der Schule .. und auch für uns!
Frage: Jetzt wäre für mich die Frage, wie die Konzepte vereinbar sind mit den Bildungsplänen; also z. B. der Situationsansatz und der Bildungsplan. Frau Preissing, die ja selbst Bildungspläne schreibt und gleichzeitig Situationsansatz macht, macht ja beides. Es ist ja irgendwie die Frage, wie passt das denn dann zusammen, weil das muss ja dann eigentlich irgendwie vereinbar sein? 

Bei den Bildungsplänen, die Christa Preissing geschrieben hat, ist das sicherlich mit dem Konzept des Situationsansatzes vereinbar. Nun schätze ich Christa Preissing sehr und ich halte die von ihr geschriebenen oder zumindest wesentlich beeinflussten Bildungspläne für sehr kluge Konzepte. Aber was sagen denn die Anhänger von Montessori zu diesem Plan? Was meinen Anthroposophen zu einem Bildungsplan, der aus dem theoretischen, konzeptionellen Hintergrund des Situationsansatzes geschrieben ist? So gut ich den Berliner Bildungsplan finde, ich schätze ihn sehr als eine fachliche Orientierung, ich glaube es ist ein gutes Fachbuch, so sehr habe ich großen Zweifel, ob man solche Bildungspläne machen soll und darf. Ich habe Zweifel, ob ein Bildungsplan einem einheitlichen Konzept verpflichtet sein soll – oder ob er nicht ein allgemein verbindlicher Rahmen für alle zulässigen Konzepte sein muss. 
Ich will auf solche Fragen hinweisen! Wir müssen uns diese Fragen stellen und können nicht einfach so tun, als ob sie sich von selbst erledigt hätten. Stellen Sie sich irgendeine pädagogische Richtung vor, die Sie gar nicht mögen, und die Vertreter dieser Richtung schreiben den Bildungsplan für Niedersachsen. Was hielten Sie davon?
Wir sind mit dem Instrument der Bildungspläne gerade erst am Anfang; wir üben noch! Auf eine Gefahr habe ich schon hingewiesen, dass nämlich die Bildungsbereiche als Schulfächer begriffen werden. Heute ist Lesen, morgen Sprechen wir und Donnerstag ist Naturwissenschaft. Absurd, natürlich, aber mit einem solchen Bildungsverständnis sind wir alle aufgewachsen. Wir sind in unserer Bildungsbiografie schulgeprägt, mit Fächern, und so entstehen eben Missverständnisse, die einfach nahe liegen. Wir müssen wachsam bleiben und beobachten, ob wir mit dieser Orientierung auf die Bildungsbereiche tatsächlich gut beraten sind oder müssen wir uns da verändern? 

Die Schweden haben, glaube ich, ihren Bildungsplan 10-12mal umgeschrieben und sind jetzt inzwischen bei einem ganz schmalen, kleinem Heftchen angekommen. Wir dürfen uns nicht ausruhen und uns damit zufrieden geben, dass wir jetzt Bildungspläne haben. Wir müssen in der Entwicklung weiter machen und dazu muss man sich diese Fragen stellen; als rechtliche Fragen, als konzeptionelle, als strukturelle. 
Und ich finde es auch einen bedenkenswerten Hinweis, dass diese Fokussierung auf Bildung womöglich ein falsches Bildungsverständnis nahe legt; ein Bildungsverständnis, das Bildung auf besondere Bildungszeiten beschränkt. Hier findet die wirkliche, wichtige Pädagogik statt; der Rest ist Betreuung! Das kenne ich noch aus meiner Zeit, als ich als  Erzieher in der Kita gearbeitet habe: von 9 bis halb elf war Bildung; anschließend ist dann Mittagessen, Schlafen … bildungsfreie Betreuung. Wir wissen inzwischen, dass das natürlich Blödsinn ist, dass keine Zeit bildungsfrei ist und dass die beiläufigen Bildungsprozesse wahrscheinlich die prägendsten sind. 
Wir müssen aufmerksam auf eine mögliche Verengung unserer Bildungsvorstellung sein und dass wir vergessen, dass Kinder auch Sicherheit, Betreuung, Bindung brauchen. Bei der berechtigten Bedeutung der Bildungspläne müssen wir kritisch bleiben und fragen, ob dieser Fokus auf Bildung tatsächlich nur positiv ist oder ob wir das Anderes und Wichtiges vergessen. Selbst wenn heute keiner mehr diese plumpe Abtrennung von Bildungs- und Betreuungszeit vertreten wird, sollten wir aufmerksam sein, dass diese Fokussierung auf Bildung nicht wiederum einengend wird.
Folie 22: „Umsetzung“ von Bildungsplänen

Also, wir haben viele ungeklärte Fragen und deswegen sollte man sich mal von diesem Wort "Bildungspläne müssen umgesetzt werden" verabschieden. Kein Bildungsplan ist so, dass er umgesetzt werden kann. 
Der Begriff „Umsetzung“ tut nämlich so, als ob wir alle diese Fragen schon längst geklärt hätten und als ob auch schon alle personellen und materiellen Voraussetzungen gegeben wären. Geht ein solches individualisierendes Bildungskonzept unter den Bedingungen, mit diesem Personalschlüssel? Geht Differenzierung, individuelle Bildungsplanung mit derart ausgebildeten Fachkräften? Was und wie weit müssen wir uns da eigentlich verbessern?
Mit dem Begriff „umsetzen“ unterstellt man, dass es eine gerade Linie vom Plan bis zum pädagogischen Handeln und womöglich bis zu den Kompetenzen der Kinder gibt. In der Curriculumdiskussion der Schule haben wir uns mühselig von dieser Idee verabschiedet, dass man vorne Curriculum reinsteckt und hinten die Kompetenzen der Kinder rauskommen. In der Schule wird die Steuerung über Curricula zurückgenommen und es werden gröbere Rahmenpläne formuliert, weil man sieht, dass diese Engführung solche Missverständnisse nahelegt. 

Folie 23: Der Weg von den Zielen bis hin zur Bildung des Kindes

Das Wort „Umsetzung“ ist eine der schlimmsten Vereinfachungen für diesen ja doch sehr gebrochenen, schwierigen Prozess. Schauen Sie sich die Grafik nachher noch einmal an. Worum es mir dabei ging, war darauf hin zu weisen, wo ein Bildungsplan in dem Bildungsprozess m.E. anzusiedeln ist. Er ist nach meiner Auffassung Teil des normativen Rahmens. Er ist aus meiner Sicht eben kein pädagogisches Konzept. Pädagogische Konzepte sind Umsetzungsorientierung für die Erzieher; sind Handlungsanregungen, Handlungsunterstützungen. Bildungspläne dagegen sollten sich darauf beschränken normativer Teil zu sein; eher so wie ein Gesetz. Ich kann auch nicht nach der Straßenverkehrsordnung autofahren. Wenn ich glaube, die Straßenverkehrsordnung gibt mir eine Anleitung zum Autofahren, dann lande ich nach 20 Metern am Baum. Die Straßenverkehrsordnung sagt, was ich darf und was ich nicht darf. Sie gibt vor, was für alle Straßenverkehrsteilnehmer gilt. Aber sie sagt mir nicht, wie ich ein guter Autofahrer bin. 
Dieses Beispiel halten Sie jetzt vielleicht für etwas platt. Es sollte den Unterschied zwischen normativem Rahmen und Handlungskonzept deutlich machen – und nach meiner Auffassung ist ein Bildungsplan ein normativer Rahmen. 

Folie 24: Erziehungsziele > Erziehung > Bildung

Sie kennen sicherlich diese Definition von Infans. Bildung als Tätigkeit des Kindes; Erziehung als das darauf bezogene Handeln der Erzieher und diese Erziehung wird geprägt u.a. von den Erziehungszielen. Hier wären aus meiner Sicht Bildungspläne anzusiedeln; eben im Bereich der Erziehungsziele. Genauso wie die Ziele, die Erzieher persönlich mitbringen; wie das Selbstverständnis des Trägers; wie die Vorgaben des Kita-Gesetzes usw. 
Folie 25: Der Abschied von der Unverbindlichkeit

Bei allen Detaildiskussionen über Bildungspläne, die noch ausstehen. Was aber tatsächlich bei aller noch bestehender Unsicherheit neu ist an dieser Entwicklung, das  ist, dass wir uns von der Unverbindlichkeit verabschieden. Wir halten es inzwischen nicht mehr nur für erstrebenswert, dass alles bunt ist und dass es schön ist, wenn jeder machen kann was er will. 

Wir trauen uns inzwischen, das Wort „Messen“ im Zusammenhang von Qualität in den Mund zu nehmen, ohne bei Veranstaltungen vom Hof gejagt zu werden. Wir trauen uns inzwischen darüber zu reden, dass es Maßstäbe guter Pädagogik geben sollte. Wir finden es inzwischen richtig, Eltern und Kindern das Versprechen zu geben, was sie in jeder Kita des Landes finden werden und wir sehen inzwischen, dass es nicht nur schön ist, wenn tausend Blumen blühen. 

Dieser Abschied von der Unverbindlichkeit, den wir jetzt vor uns sehen und die Akzeptanz, dass ein für das einzelne Kind wie für die Gesellschaft so wichtiger Bereich auch fachliche Steuerung braucht, das ist neu! Ich halte das für einen sehr großen Vorteil und Fortschritt; …. aber dazu muss man eben auch wissen, was da zu steuern ist und wie zu steuern ist und dazu muss man das Steuerrad verstehen. Hier gibt es noch Klärungsbedarf.

Folie 26: Vision für einen zukünftigen Bildungsplan

Ein kurzes Fazit: Ich glaube, wir müssen an diesen Fragen und ihren Antworten weiter arbeiten. Und wo es hingeht? 

Nach meiner Vision wäre ein zukünftiger Bildungsplan einer, der für alle öffentlich finanzierten Träger verbindliche Vorgaben macht; der aber selber klar zwischen Pflicht und Kür unterscheidet. Ein Bildungsplan von 500 Seiten ist aus meiner Sicht absurd. 500 Seiten sind ein Lehrbuch oder bestenfalls ein pädagogisches Handlungskonzept. Darin eine Vorgabe zu sehen, die in jeder Kita eingehalten wird, das geht gar nicht. Also ein Bildungsplan muss unterscheiden zwischen dem was für alle gilt und der Anregung; zwischen dem verbindlichen Kern (was überall zu beachten ist, was von jeder Kita in diesem Land zu erwarten ist, die öffentliche Knete will) und der Kür. 
Ein solcher Bildungsplan, der sich so begreift, würde in weiser Selbstbeschränkung nur die allgemein gültigen Essentials beschreiben;

und schließlich wäre dies ein deutscher Bildungsplan und kein brandenburgischer und hessischer, ……………….aber bis wir so weit sind, aus den 16 Plänen einen zu machen, da brauchen wir noch ein bisschen Zeit. 
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